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Seit den 1990er Jahren wird in der Historiografie von der „Renaissance“ der Ge-
schichte der internationalen Beziehungen gesprochen, die bis heute andauert.1 Der 
Grund dafür waren Änderungen in der internationalen Politik, wie zum Beispiel der 
Zerfall der Sowjetunion, das Ende des Kalten Krieges, die Intensivierung der euro-
päischen Integration, die Globalisierung, die Weltwirtschaftskrisen oder der Terro-
rismus nach dem Anschlag in den USA am 11. September 2001. Einen weiteren Grund 
stellt die Veränderung der Historiografie dar, so dass sich auch die Geschichte der 
internationalen Beziehungen mit Themen wie „Kulturwandel“, „das Politische“, „De-
konstruktion des Staates“ oder „Rückkehr des Staats in die internationale Politik“ zu 
befassen begann. Es wird von der „neuen“ Geschichte der internationalen Beziehun-
gen geredet,2 die sich von der traditionellen Geschichtsauffassung sowie Politikana-
lyse wesentlich unterscheidet.3

Das Konzept der neuen Geschichte der internationalen Beziehungen kann verein-
facht als ein liberal-konstruktivistisches Modell bezeichnet werden,4 das auf der Kri-
tik des realistischen Konzepts basiert. Dieses bietet keine ausreichenden Antworten 
auf Fragen bezüglich der Veränderung und der Natur des internationalen Systems. 
Das liberale Modell berücksichtigt nämlich ein breites Umfeld von  Akteuren, „die 

1 E. CONZE — U. LAPPENKÜPER — G. MÜLLER, Einführung, in: E. CONZE — U. LAPPEN-
KÜPPER — G. MÜLLER (Hrsg). Geschichte der internationalen Beziehungen. Erneuerung und 
Erweiterung einer historischen Disziplin, Köln — Weimar — Wien 2004, S. 2; R. MARCO-
WITZ, Von der Diplomatiegeschichte zur Geschichte der internationalen Beziehungen. Metho-
den, Themen, Perspektiven einer historischen Teildisziplin, in: Francia, Bd. 32, H. 3, 2005, S. 75; 
B. SIMMS, The Return of the Primacy of Foreign Policy, in: German History, Vol. 21, No. 3, 
2003, S. 276.

2 H. DURCHHARDT, Vorwort, in: H. DURCHHARDT, Balance of Power und Pentarchie. Inter-
nationale Beziehungen 1700–1785, Paderborn — München — Wien — Zürich 1997, S. XV 
(Handbuch der Geschichte der internationalen Beziehungen, Bd. 4).

3 Vgl. E. CONZE, Jenseits von Männern und Mächten. Geschichte der internationalen Politik als 
Systemgeschichte, in: H.-C. KRAUS — T. NICKLAS (Hrsg.), Geschichte der Politik. Alte und 
Neue Wege, München 2007, S. 42.

4 C. KENNEDY-PIPE, International History and International Relations Theory: A Dialogue blond 
the Cold War, in: International Affairs, Vol. 76, No. 4, 2000, S. 754.
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über einen unterschiedlichen Legitimationswert verfügen, deren Spektrum von gewählten 
Vertretern über verschiedene Interessengruppen bis zu ganz illegalen Gruppen reicht.“ Der 
Liberalismus zielt allerdings nicht darauf ab, eine universale Theorie zu entwickeln, 
es handelt sich umgekehrt um ein Ideenkonzept, das eine Pluralität unterschiedlicher 
Kulturen berücksichtigt. Der liberal-konstruktivistische Ansatz spiegelt die Realität 
der gegenwärtigen Welt besser wider. Obwohl viele Forscher versuchen, die interna-
tionalen Beziehungen systematisch aufzufassen und nach „natürlichen“ Gesetzen zu 
suchen, können sich die meisten von ihnen darauf einigen, die gegenwärtige globale 
Welt sei dynamisch, unvorhersehbar und schwer berechenbar.5 Aber das ist nicht 
der wesentliche Unterschied zwischen unserer Welt und der Vergangenheit, denn 
es ändern sich nur Neigungen der Bevölkerung sowie das Kulturumfeld, in die sie 
ihre Vorstellungen und Träume projizieren. Der Konstruktivismus spiegelt sich da-
rin wider, dass Schlüsselentscheidungen von einem konkreten Individuum in Bezug 
auf eine konkrete Gemeinschaft getroffen werden, so dass auch alle Institutionen6 
aufgrund von Entscheidungen der Bürger einer konkreten Gemeinschaft entstehen. 
Anders gesagt — der Staat oder das internationale System sind keine Gegebenheit, 
sondern nur ein Konstrukt eines konkreten Kulturganzen. 

Als US-Politikwissenschaftler Mitte der 1980er Jahre von der „Rückkehr des Staa-
tes“ sprachen,7 stützten sie sich auf die Verhältnisse der 1960er und 1970er Jahre, 
die von Studentenrevolten, neuen sozialen Bewegungen, Kritik der USA sowie des 
Vietnam-Kriegs gekennzeichnet waren. Dies hatte eine bestimmte stärkere Rolle des 
Staats sowie seines Einflusses im politischen und wirtschaftlichen System zur Folge. 
Der Staat verhält sich nicht wie ein dominanter Akteur, sondern wie einer der vielen 
Faktoren auf dem politischen Gebiet. Außerdem, wie die Neue Politische Ökonomie 
zeigte, ist der Staat keine überpersönliche Entität, denn er repräsentiert immer In-
teressen einer Gruppe aktuell regierender Politiker und Beamten, die wieder von 
vielen nichtstaatlichen Akteuren beeinflusst und eingeschränkt werden.8 

5 W. T. ZEILER, Just Do It! Globalisation for Diplomatic Historians, in: Diplomatic History, 
Vol. 25, No 4, 2001, S. 530.

6 M. GRANOVETTER, Economic Institutions as Social Constructions: A Framework for Analy-
sis, in: Acta Sociologica, Vol. 35, No. 1, 1992, S. 6–9; P. A. HALL — R. C. R. TAYLOR, Political 
Science and the Three New Institutionalisms, in: Political Studies, Vol. 44, 1996, S. 942–946.

7 T. SKOCPOL, Bringing the State Back In. Strategies of Analysis in Current Research, in: 
P. B. EVANS — D. RUESCHEMEYER — T. SKOCPOL (Eds.), Bringing the State Back In, Cam-
bridge 1985, S. 3–4; U. FREVERT, Neue Politikgeschichte. Konzepte und Herausforderungen, in: 
U. FREVERT — H.-G. HAUPT (Hrsg.). Neue Politikgeschichte. Perspektiven einer historischen 
Politikforschung, Frankfurt am Main — New York 2005, S. 11.

8 Vgl. O. R. HOLSTI, Public Opinion and Foreign Policy: Challenges to the Almond-Lippmann Con-
sensus Mershon, in: International Studies Quarterly, Vol. 36, No. 4, 1992, S. 445–446; T. RIS-
SE-KAPPEN, Public Opinion, Domestic Structure, and Foreign Policy in Liberal Democracies, in: 
World Politics, Vol. 43, No. 4, 1991, S. 482–484. Diese Herangehensweise ist nicht nur für 
das 19. und 20. Jahrhundert charakteristisch, sondern auch in der Forschung des frühen 
Mittelalters wird von der sog. De-etatisierung und eine bedeutende Rolle verschiedener 
nichtstaatlicher Akteure gesprochen, vgl. I. KOZMANOVÁ, Fridrich Vilém Braniborský a jeho 
místodržitelé: Panovník v kontextu vícenásobné vlády 17. století, in: Český časopis historický, 
Jg. 108, Nr. 4, 2010, S. 637–639.
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Beide Gruppen — sowohl der Staat als auch nichtstaatliche Akteure — zielen auf 
die gleiche Gruppe (Wähler, Bevölkerung) und versuchen, sie mithilfe von Massen-
medien, Diskussionen, Publikationen o. ä. auf ihre Seite zu ziehen. Für die steigende 
Rolle nichtstaatlicher Akteure war die Wende der 1960er und 1970er Jahre von aus-
schlaggebender Bedeutung, wo die Politik infolge verschiedener gesellschaftlicher 
Veränderungen von mehreren Faktoren beeinflusst wurde.9 Eine mindere Rolle des 
Staates wurde auch von einer Schwächung der Nation in Bezug auf seine festgelegten 
Grenzen begleitet. In das Augenmerk der Historiker rückt deshalb die transnatio-
nale Dimension der Geschichte,10 indem die Geschichtsforscher versuchen zu zeigen, 
dass sich viele Probleme (Naturkatastrophen, Wirtschaftskrisen, Kriege, Menschen-
rechte, Handel, Protektionismus, Konsumgesellschaft) nicht auf das Gebiet eines je-
weiligen nationalen Staates beschränken lassen.11 Dieser Ansatz ermöglicht auch eine 
Diskussion über Fragen des übernationalen Transfers, übernationaler Institutionen 
sowie der freien Personenbewegung.

Die Studie analysiert die Bedeutung sowie die Rolle nichtstaatlicher Akteure in 
den tschechoslowakisch-westdeutschen Beziehungen in den 1960er Jahren. Gerade 
in diesem Jahrzehnt, beeinflusst von den veränderten gegenseitigen Beziehungen, 
die sich jedoch offiziell durch nichtbestehende diplomatische Beziehungen12 aus-
zeichneten, stieg die Bedeutung verschiedener nichtstaatlicher Akteure an, sei es in 
der Kultur,13 im Sport oder nicht zuletzt in Wissenschaft und Forschung. 

Wie kann ein nichtstaatlicher Akteur definiert werden? Ein nichtstaatlicher Ak-
teur sollte gegen die Regierungspolitik opponieren oder einige ihrer Standpunkte 
prägnanter oder rasanter definieren. Nichtstaatliche Akteure werden meistens in 

9 L. RAPHAEL, Die Verwissenschaftlichung des Sozialen als methodische und konzeptionelle Her-
ausforderung für eine Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts, in: Geschichte und Gesellschaft, 
Bd. 22, H. 2, 1996, S. 177–179; C. v. HODENBERG — D. SIEGFRIED, Reform und Revolte. 1968 
und die langen sechziger Jahre in der Geschichte der Bundesrepublik, in: C. v. HODENBERG — 
D. SIEGFRIED (Hrsg.), Wo „1968“ liegt. Reform und Revolte in der Geschichte der Bundesrepub-
lik, Göttingen 2006, S. 8. 

10 J. OSTERHAMMEL, Transnationale Gesellschaftsgeschichte. Erweiterung oder Alternative?, in: 
Geschichte und Gesellschaft, Jg. 27, H. 4, 2001, S. 471–472; P. CLAVIN, Defining Transnati-
onalism, in: Contemporary European History, Vol. 14, No. 4, 2005, S. 422–425; A. IRIYE, 
The Internationalization of History, in: The American Historical Review, Vol. 94, No. 1, 1989, 
S. 4–5. 

11 J. PAULMANN, Grenzräume. Kulturgeschichtliche Perspektiven auf die Geschichte der inter-
nationalen Beziehungen, in: Ch. LUTTER (Hrsg.), Kulturgeschichte. Fragestellungen, Konzep-
te, Annäherungen, hrsg. von Christina Lutter, Innsbruck 2004, S. 197–198.; S. CONRAD — 
A. ECKERT, Globalgeschichte, Globalisierung, multiple Modernen: Zur Geschichtsschreibung der 
modernen Welt, in: S. CONRAD — A. ECKART — U. FREITAG (Hrsg.), Globalgeschichte. The-
orien, Ansätze, Themen, Frankfurt am Main — New York 2007, S. 14–24. 

12 G. NIEDHART, Die Ostpolitik der Bundesrepublik und die Normalisierung der Beziehungen zur 
Tschechoslowakei 1967–1973, in: Ch. BUCHHEIM — E. IVANIČKOVÁ — K. KAISEROVÁ et 
al. (Hrsg.), Die Tschechoslowakei und die beiden deutschen Staaten, Essen 2010, S. 103–121; 
R. SOBĚHART, Spolková republika Německo a Pražské jaro 1968, in: M. LONDÁK — S. SIKO-
RA at al., Rok 1968 a jeho miesto v našich dejinách, Bratislava 2009, S. 371–382. 

13 Z. LIZCOVÁ, Kulturní vztahy mezi ČSSR a SRN v 60. letech 20. století, Praha 2012.
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drei Gruppen unterteilt: 1) nichtstaatliche Akteure, die sich bemühen, sich als Ver-
treter des öffentlichen Interesses zu präsentieren (Kirchen, Friedens-, Umwelt- oder 
Frauenbewegungen, Wissenschaftsorganisationen, Gewerkschaften o. ä.); 2) Ak-
teure aus der Wirtschaft (Unternehmensgruppen, Bankkörperschaften, übernati-
onale Wirtschaftsorganisationen — IWF, Weltbank, OPEC); 3) NGO (UNICEF, UNO, 
WTO u.a.).14 

Welche Rolle spielen nichtstaatliche Akteure bei der Gestaltung der Außenpoli-
tik? Auch wenn dazwischen unterschieden wird, ob sich ein konkreter nichtstaatli-
cher Akteur auf die Öffentlichkeit eines konkreten Staats, einer konkreten Region 
konzentriert, oder ob er versucht, sich als transnationaler Akteur mit universalen 
Interessen zu profilieren,15 können drei Faktoren festgestellt werden, wie sie die Ge-
staltung der Außenpolitik beeinflussen. Den wichtigsten Faktor sehe ich in der Tatsa-
che, dass die Akteure selbst ein Bestandteil des Politischen, der politischen Ordnung 
des internationalen Systems darstellen, so dass auch sie von konkreten politischen 
Entscheidungen betroffen sind. Es handelt sich also um eine gegenseitige Wechsel-
wirkung. Die Rolle nichtstaatlicher Akteure auf diesem Gebiet sehe ich insbesondere 
darin, dass sie die politische Kultur mitgestalten können, was sich wiederum in der 
Zielsetzung politischer Eliten widerspiegelt. Als ein weiterer wichtiger Faktor gilt 
deren Fähigkeit, als selbstständiger politischer Akteur aufzutreten, der die Gestal-
tung der Gesetzgebung, die Lösung von politischen Konflikten sowie die Gestaltung 
des politischen Diskurses wesentlich beeinflussen kann.16 Nicht zuletzt gibt es eine 
ganze Reihe von nichtstaatlichen Akteuren, die sich in direkter Zusammenarbeit mit 
der Regierung bemühen, durch Analysen und Expertengruppen dem Staat bei der 
Erledigung seiner Agenda behilflich zu sein.17

Wissenschaftsinstitute, die sich mit der Außenpolitik befassten, konnten 
in den 1960er Jahren von einer neuen Situation in der Beziehung zwischen der 
Wissenschaft und der Politik profitieren. Sie begann sich bereits seit Mitte des 
19.  Jahrhunderts zu ändern, wo es dank der Entwicklung der Wissenschaft zur 
sog. „ Verwissenschaftlichung“ des Sozialen kam. Dem deutschen Historiker Lutz 
Raphael nach bedeutete dies, dass sich eine langfristige Beteiligung „[…] die dau-
erhafte Präsenz humanwissenschaftlicher Experten, ihrer Argumente und Forschungser-
gebnisse in Verwaltungen und Betrieben, in Parteien und Parlamenten, bis hin zu den 

14 Diese Unterteilung hat nur eine Hilfsfunktion und einige nichtstaatliche Akteure gehören 
mehreren Gruppen an, zum Beispiel die Friedensbewegung, Umweltbewegung usw. Vgl. 
B. REINALDA — B. ARTS — M. NOORTMANN, Non-State Actors in International Relations: 
Do They Matter?, in: B. ARTS — M. NOORTMANN — B. REINALDA (Eds.), Non State Actors 
in International Relations, Burligton — Singapore — Sydney 2001, S. 1; T. RISSE-KAPPEN, 
Bringing Transnational Relations back in. Introduction, in: T. RISSE-KAPPEN, Bringing Trans-
national Relations back in. Non-state Actors, Domestic Structures and International Institutions, 
Cambridge 1995, S. 4.

15 CLAVIN, Defining Transnationalism, S. 422–425; RISSE-KAPPEN, Bringing Transnational Re-
lations, S. 8–9.

16 REINALDA — ARTS — NOORTMANN, Non-State Actors, S. 3.
17 W. WALLACE, Between Two Worlds: Think-tanks and Foreign Policy, in: Ch. HILL — P. BE-

SCHOFF (Eds.), The Worlds of International Relations: Academics, Practitioners and the Trade 
in Ideas, London — New York 1994, S. 139–140.
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alltäglichen Sinnwelten sozialer Gruppen, Klassen oder Milieus“18 durchsetzte. Für 
einen wesentlichen Faktor dieser Änderung halte ich die überwiegende Ansicht, 
der Staat sei ein rationales Individuum, deshalb sollte auch seine Regierung auf 
einer wissenschaftlichen (rationalen) Grundlage basieren. Das Vertrauen in einen 
nationalen Staat beeinflusste ebenfalls die Vorbereitung mittel- und langfristiger 
Pläne, die auf wissenschaftlichen Expertisen, statistischen Modellen, sozialen Kon-
zepten, historischen Meta-Geschichten sowie ökonomischen Theorien beruhten.19 
Sämtliche religiösen und moralischen Argumente für die Entscheidungsfindung 
 seitens der Beamten wurden als „pseudowissenschaftlich“ und unzulässig bezeich-
net, denn ihr Verhalten unterscheidet sich von dem der Politiker, die durch den 
ideologischen Kampf gebunden sind. Für einen zweiten Impuls zur Veränderung 
des Politischen halte ich die Entwicklung des Sozialstaates, die durch erweiterte 
Befugnisse von Beamten und die „Entdeckung“ neuer Gebiete, insbesondere der 
Sozialpolitik, des Gesundheits- und Bildungswesens, in denen ausschließlich wis-
senschaftlicher  Ansatz und rationale Argumente den Ausschlag geben sollten, zum 
Ausdruck kam.20 

Nach 1945 stand die deutsche Gesellschaft angesichts der Beteiligung von Wis-
senschaftlern an den Naziexperimenten wissenschaftlichen Ergebnissen sowie der 
Bedeutung der Wissenschaft sehr skeptisch gegenüber. Erst in den 1960er Jahren 
änderte sie die Beziehung zur Wissenschaft.21 Im Rahmen einer Analyse der „Ver-
wissenschaftlichung“ der Politik definierte der deutsche Historiker Hans Günter 
Hockerts fünf Faktoren, die diesen Prozess beeinflussten. An erster Stelle stand die 
Bemühung, die Wissenschaft zur Rationalisierung der Politik zu nutzen, damit die 
endgültige Entscheidung nicht nur von der ideologischen Überzeugung der politi-
schen Mehrheit abhängig war. Es veränderte sich ebenfalls die politische Entschei-
dungsfindung, die sich eher auf die Zukunft sowie Festlegung mittelfristiger oder 
langfristiger Ziele als auf den klassischen kurzfristigen Wahlzyklus konzentrierte.22 
Gleichzeitig stieg die Bedeutung verschiedener wissenschaftlicher Gremien, Exper-
tengruppen oder „unabhängiger“ Wissenschaftsinstitute, die sich bemühten, die 
Politik in ihrer ganzen Komplexität und Vielschichtigkeit aufzufassen. Den letzten 

18 L. RAPHAEL, Die Verwissenschaftlichung des Sozialen als methodische und konzeptionelle He-
rausforderung für eine Sozialgeschichte des 20. Jahrhundert, in: Geschichte und Gesellschaft, 
Jg. 22, H. 2, 1996, S. 166.

19 A. KRUKE — M. WOYKE, Editorial, in: Archiv für Sozialgeschichte, Bd. 50, 2010, S. 4–6; 
M. SZÖLLOSI-JANZE, Wissensgesellschaft in Deutschland. Überlegungen zur Neubestimmung 
der deutschen Zeitgeschichte über Verwissenschaftlichungsprozesse, in: Geschichte und Gesell-
schaft, Jg. 30, H. 2, 2004, S. 177–178.

20 RAPHAEL, Die Verwissenschaftlichung, S. 166.
21 KRUKE — WOYKE, Editorial, S.7–8; G. M. ASCH, Wissenschaft und Politik. Eine Beziehungsge-

schichte im 20. Jahrhundert, in: Archiv für Sozialgeschichte, Bd. 50, 2010, S. 42–43; G. ALT-
MANN, Planung in der Marktwirtschaft? Zur Neuausrichtung der westdeutschen Wirtschaftspo-
litik durch das Stabilitätsgesetz von 1967, in: H. G. HAUPT — J. REQUATE (Hrsg.), Aufbruch in 
die Zukunft. Die 1960er Jahre zwischen Planungseuphorie und kulturellem Wandel. DDR, ČSSR 
und Bundesrepublik Deutschland im Vergleich, Göttingen 2004, S. 32–33.

22 G. METZLER, Am Ende aller Krisen? Politisches Denken und Handeln in der Bundesrepublik der 
sechziger Jahre, in: Historische Zeitschrift, Bd. 275, H. 1, 2002, S. 63.
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Faktor stellte die Klimaänderung in den 1960er Jahren, für die ein Glauben an Moder-
nität und wissenschaftlichen Fortschritt typisch waren.23 

Die „Verwissenschaftlichung“ der Politik fand auf beiden Seiten des „Eisernen 
Vorhangs“ statt. In der BRD wurde immer mehr von der „Demokratisierung durch 
Experten“ gesprochen, was vor allem den Reformen der Brandt-Regierung Ende der 
1960er und Anfang der 1970er Jahre zu verdanken war, die zu einer größeren Öff-
nung der Politik sowie zur Gewährleistung langfristiger Lebensstandards beitragen 
sollten. In Osteuropa setzte sich der Begriff „technische Revolution“ durch, der der 
Politik der kommunistischen Parteien einen neuen Impuls geben sollte, die die ideo-
logische Gesinnung der 1950er Jahre verloren hatten.24 

Die oben genannte Definition versuche ich am Beispiel von zwei Wissenschaftsin-
stituten aus der BRD und der Tschechoslowakei in den 1960er Jahren zu veranschau-
lichen, die sich mit der Außenpolitik und gegenseitigen Beziehungen befassten. In 
einer bestimmten Phase knüpften sie eine relativ enge Zusammenarbeit, wodurch 
sie die Voraussetzung für sog. „epistemic communities“ schufen.

In der Tschechoslowakei entstand 1957 das Institut für internationale Politik und 
Wirtschaft (ÚMPE) in einer direkten Anbindung an das Außenministerium.25 Das 
Institut inspirierte sich in seiner Tätigkeit von ähnlichen Einrichtungen in anderen 
sozialistischen Ländern, insbesondere in der UdSSR.26 Die Errichtung von Wissen-

23 HOCKERTS, Einführung, S. 249. Gabriele Metzler spricht in diesem Zusammenhang über 
die Machbarkeit langfristiger Pläne ungeachtet eventueller zukünftiger gesellschaftlicher, 
politischer, wirtschaftlicher und kultureller Änderungen. Vgl. G. METZLER, „Geborgenheit 
im gesicherten Fortschritt.“ Das Jahrzehnt von Planbarkeit und Machbarkeit, in: M. FRESE — 
J. PAULU — K. TEPPE (Hrsg.). Demokratisierung und gesellschaftlicher Aufbruch. Die sechzi-
ger Jahre als Wendezeit der Bundesrepublik, Paderborn — München — Wien, Zürich 2005, 
S. 778–779.

24 G. METZLER, Demokratisierung durch Experten? Aspekte politischer Planung in der Bundesrepu-
blik, in: H.-G. HAUPT — J. REQUATE (Hrsg.), Aufbruch in die Zukunft. Die 1960er Jahre zwi-
schen Planungseuphorie und kulturellem Wandel. DDR, ČSSR und Bundesrepublik Deutschland 
im Vergleich, Göttingen 2004, S. 267–268; M. KÖHLER-BAUR, Von der „Vervollkommnung“ 
der Planungswirtschaft in der ČSSR zum „Neuen System der Lenkung“. Wirtschaftsreformen als 
Impuls für politische Veränderungen?, in: H.-G. HAUPT — J. REQUATE (Hrsg.). Aufbruch in die 
Zukunft. Die 1960er Jahre zwischen Planungseuphorie und kulturellem Wandel. DDR, ČSSR und 
Bundesrepublik Deutschland im Vergleich, Göttingen 2004, S. 67–69.

25 Mit dem Institut für internationale Politik und Wirtschaft (ÚMPE) befasste sich bisher 
nur eine Studie in einem Sammelband, der anlässlich des fünfzigjährigen Jubiläums der 
Forschung über internationale Beziehungen in der Tschechoslowakei (vgl. P. DRULÁK, 
Záblesk v totalitní temnotě — pokus o výzkum mezinárodních vztahů v období reformního komu-
nismu, in: Mezinárodní vztahy, Bd. 37, Nr. 1, 2002, S. 40–57) herausgegeben wurde. Des-
halb ist es notwendig, mit Texten der Mitglieder des Instituts ÚMPE und der Archivfonds 
im Archiv des tschechischen Außenministeriums (Archiv Ministerstva zahraničí ČR) so-
wie des Tschechischen Nationalarchivs (Národní archiv ČR) zu arbeiten.

26 Das Moskauer „Institut mirovoj ekonomiky i meždunarodnych otnošenij“ (IMEMO) wur-
de zum Vorbild. Nach 1945 in der Tschechoslowakei Forschungsstätten, die sich mit der 
Problematik der internationalen Beziehungen auseinandersetzten, jedoch blieben sie 
nicht lange bestehen. Zum Beispiel im Jahre 1945 entstand die Fachhochschule für Poli-
tik und Soziales, die durch die Kommunisten gleich nach dem Umsturz im Februar 1948 
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schaftsinstituten im Ostblock, die sich mit dem Studium internationaler Beziehun-
gen befassten, wurde von der sog. wissenschaftlich-technischen Revolution angeregt. 
Kommunistische Politiker waren von den Ergebnissen in den technischen Wissen-
schaften sowie Naturwissenschaften so „fasziniert“, dass sie versuchten, mathema-
tisch-statistische Methoden in den Geisteswissenschaften oder in der Erforschung 
internationaler Beziehungen anzuwenden. Die Kommunisten vertrauten Geisteswis-
senschaftlern und Intellektuellen grundsätzlich nicht, deshalb überwachten sie sorg-
fältig die personelle Besetzung sowie die Ergebnisse des Instituts.27 Die Überlegenheit 
der Politik gegenüber der unabhängigen und autonomen Wissenschaft spiegelte sich 
auch in der Festsetzung von Grundaufgaben der ÚMPE-Mitarbeiter wider, die sich 
primär mit der sog. deutschen Frage und der Verteidigung der Zusammenarbeit un-
ter den sozialistischen Ländern im Rahmen des Warschauer Paktes und der RGW be-
schäftigen sollten.28 Hinsichtlich meines Themas konzentriere ich mich insbesondere 
auf die Konzeptionsanalyse von Lösungsmöglichkeiten der deutschen Frage, die in 
Aufsätzen der Institutsmitglieder formuliert waren. 

Eine erste Veranstaltung, an der sich das neu errichtete Institut beteiligte, war die 
internationale Konferenz anlässlich des 20. Jubiläums des Münchner Abkommens. In 
demselben Jahr gab das Institut eine Quellenedition heraus mit einem symptomati-
schen Titel: „München in Dokumenten. I.-II. Verrat der Westmächte an der Tschechos-
lowakei“. Bereits in der Einleitung des Institutsleiters kam die traditionelle Interpre-
tation des Münchner Abkommens als Diktats seitens des deutschen Nazismus, der 
„[…] von Anfang an durch andere Imperialisten unterstützt wurde, die glaubten, er würde 
sich letztendlich gegen die Sowjetunion richten und somit das Ziel erreichen, das die Imperi-
alisten bereits seit der Oktoberrevolution zu erreichen suchten, d.h. die Vernichtung des ersten 

aufgelöst wurde. Kurz danach initiierte das Zentralkomitee der KPTsch die Errichtung 
der Fachhochschule für Politik- und Wirtschaftswissenschaften (Vysoká škola politických 
a hospodářských věd, VŠPH), an der sich mit dem Thema internationaler Beziehungen 
insbesondere der Lehrstuhl für die internationale Arbeiterbewegung beschäftigte, die 
vom damaligen Vizerektor und späteren Außenminister Jiří Hájek geleitet wurde. 1953 
wurde auch diese Hochschule von den Kommunisten aufgelöst, obwohl sie sich vollkom-
men nach den Beschlüssen des Zentralkomitees der KPTsch richtete. In den 1950er Jah-
ren konzentrierte sich die Forschung über internationale Beziehungen an der Juristischen 
Fakultät der Karls-Universität, wo unter Hájeks Leitung der Lehrstuhl für internationa-
le Beziehungen entstand. Mit internationalen Beziehungen beschäftigten sich auch ei-
nige Mitglieder des Historischen Instituts der Akademie der Wissenschaften (ČSAV). 
Vgl. DRULÁK, Záblesk, S. 44.

27 R. KESSLER, Politikberatung in DDR und ČSSR der 60er Jahre vor dem „Prager Frühling“, in: 
H.-G. HAUPT — J. REQUATE (Hrsg.), Aufbruch in die Zukunft. Die 1960er Jahre zwischen Pla-
nungseuphorie und kulturellem Wandel. DDR, ČSSR und Bundesrepublik Deutschland im Ver-
gleich, Göttingen 2004, S. 233; DRULÁK, Záblesk, S. 45.

28 Das Institut hatte drei Abteilungen — die Abteilung für sozialistische Länder, die Abtei-
lung für kapitalistische Länder und die Abteilung für Entwicklungsländer. Die ersten zwei 
waren jedoch viel wichtiger. Später wurde noch die Abteilung für allgemeine Fragen ein-
gerichtet, die sich mit methodologischen Fragen auseinandersetzen sollte. Vgl. A. ORT, 
Třináct let Ústavu pro mezinárodní politiku a ekonomii, in: P. DRULÁK — P. KRATOCHVÍL 
(Hrsg.), 50 let českého výzkumu mezinárodních vztahů: od ÚMPE k ÚMV, Praha 2007, S. 14. 



78 PRAGUE PAPERS ON THE HISTORY OF INTERNATIONAL RELATIONS 2/2017

sozialistischen Staats auf der Welt“. Neben den Westmächten war auch die tschechos-
lowakische Bourgeoisie am Münchner Verrat schuld, denn „[…] in vielen angesammel-
ten Dokumenten tritt die wahre Natur der bürgerlichen Diplomatie in Erscheinung, die die 
Volksinteressen rücksichtslos und zynisch aufopfert und Reaktionskräfte unterstützt, deren 
Hauptvertreter der deutsche Nazismus in der Zeit des Münchner Abkommens gewesen war“.29 

Der Direktor des ÚMPE-Instituts Vladimír Soják bediente sich der Münchner 
Frage, um ein Urteil über die Gegenwart zu formulieren, denn seiner Ansicht nach 
setzte die BRD auch Ende der 1950er Jahre ihre revanchistische und militaristische 
Politik fort.30 Die Interpretation des Münchner Abkommens diente in den meisten 
Veröffentlichungen der Autoren aus dem Institut einer ideologisch negativen Beur-
teilung der Tätigkeit der westeuropäischen Länder. Der bedeutende kommunistische 
Historiker und spätere Institutsleiter Antonín Šnejdárek verglich sogar das Münch-
ner Abkommen pathetisch mit der Schlacht auf dem Weißen Berg: „Heutzutage kön-
nen wir jene Tragödie in Erinnerung rufen, die vor fünfundzwanzig Jahren geschehen war, 
die schreckliche Tragödie unserer Nation, die viel folgenschwerer und furchtbarer war als 
die Schlacht auf dem Weißen Berg sowie die 300 Jahre Knechtschaft, die danach folgten“.31 
Die Institutsmitglieder akzeptierten die ideologische These, jede Stellungnahme zur 
internationalen Politik spiegele die Beurteilung des Münchner Abkommens wider.32

Neben der Behauptung, das Münchner Abkommen wäre die größte Ungerechtig-
keit in der bisherigen tschechoslowakischen Geschichte gewesen, bemühten sich die 
Institutsmitglieder ein negatives Bild der BRD zu schaffen. Sie konzentrierten sich 
auf die Tätigkeit verschiedener sudetendeutscher Verbände sowie die Analyse ihrer 
Erklärungen, die sie als Gefährdung der Souveränität und Stabilität der Tschechoslo-
wakei deuteten. Gegen die Bestrebungen der „Revanchisten“ trat Antonín Šnejdárek 
am aktivsten auf, der beispielsweise 1963 schrieb: „Der gegen die Tschechoslowakei ge-
richtete sudetendeutsche Revanchismus nährt sich von der Sucht nach Vergeltung, und um 
dieses Ziel zu erreichen, ist er bereit alles zu opfern und die ganze Welt in eine unausweich-
liche Katastrophe zu treiben. Die revanchistische Bewegung befindet sich in einer ausweg-
losen Situation. Sie steht nämlich gegen die Welt auf unserem Planeten, gegen die weitere 
Entwicklung der Menschheit, sie wird zu deren Gefahr, deren Feind“.33 Auch andere Insti-
tutsmitglieder schrieben ähnlich über die Intention der Sudetendeutschen, die sozi-
alistische Tschechoslowakei zu destabilisieren. In einer der Publikationen steht „[…] 
der Revanchismus wurde zusammen mit dem Antikommunismus zur offiziellen Linie der 
Bonner Regierungspolitik. Eine solche politische Linie entspricht völlig der allgemeinen Re-

29 V. SOJÁK, Úvod, in: Mnichov v dokumentech. I. — II. Zrada západních mocností na Českoslovens-
ku, Praha 1958, S. 7, 11.

30 Er ergänzte gleichzeitig die Idee einer schwachen Tschechoslowakei, deren Souveränität 
und Selbständigkeit von der Freundschaft mit der UdSSR abhängig sei. Ebenda, S. 9–10.

31 A. ŠNEJDÁREK, K 25. výročí Mnichova, Praha 1963, S. 33. 
32 A. ORT, O  neplatnosti mnichovského diktátu, in: Mezinárodní vztahy, Bd. 2, Nr. 3, 1967, 

S. 43–44.
33 A. ŠNEJDÁREK, Revanšisté proti Československu, Praha 1963, S. 184. Eine ähnliche Inter-

pretation war auch in seinen anderen Büchern zu finden, er interpretierte den sudeten-
deutschen „Revisionismus“ häufig als eine fortgesetzte Tradition des deutschen Impe-
rialismus, dessen Ziel die Vernichtung der Tschechoslowakei blieb. Vgl. A. ŠNEJDÁREK, 
Německý imperialismus proti ČSR, Praha 1958, S. 21.
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aktionslinie der Bonner Regierung, die auf den Abbau restlicher demokratischer Freiheiten 
sowie auf eine weitere Festigung des klerikal militaristischen Regimes zielt“.34 Sehr wenig 
Aufmerksamkeit widmeten die Institutsmitglieder den offiziellen Stellungnahmen 
und Schritten der Bonner Regierungen, sie konzentrierten sich lieber auf Beschlüsse 
der Vereine der vertriebenen Deutschen, denn sie entsprachen dem einseitig negati-
ven „Feindbild“ viel besser.

Neben den „revisionistischen“ Bemühungen der Sudetendeutschen verurteil-
ten die Institutsmitglieder auch die deutsche Rolle in der europäischen Integration, 
denn durch sie sollte der deutsche Wirtschaftsimperialismus einen neuen Impuls 
zur Expansion gewinnen. Alexander Ort schrieb über die reaktionäre Verbindung 
zwischen Frankreich und der BRD: „Die Achse Paris — Bonn beruht auf den reaktio-
närsten Grundlagen. Die Außenpolitik spiegelt in ihrem Charakter immer gewissenmaßen 
die Innenpolitik wider, und zwar sowohl das Präsidentenregime de Gaulles, als auch das 
klerikal autoritative Regime Adenauers bilden eine Grundlage für eine reaktionäre Außen-
politik“.35 In Texten über die europäische Integration fehlen konkrete Zahlen oder 
Analysen völlig, es wiederholen sich nur allgemeine Klischees und Floskeln über den 
wachsenden deutschen Imperialismus, die Krise des Kapitalismus sowie entstehende 
Wirtschaftskonflikte zwischen westeuropäischen Ländern.36 Auch der NATO-Beitritt 
der BRD wird negativ beurteilt.37 In dieser Hinsicht galt die BRD als Hauptfeind des 
Weltfriedens und als eine direkte Gefahr für die Länder Mittel- und Osteuropas.38 Das 

34 ÚSTAV pro mezinárodní politiku a ekonomii, Mezinárodní postavení a zahraniční politika 
NSR, Praha 1961, S. 55. Im Jahr 1962 veröffentlichte das Institut eine Monografie, die sich 
auf die Sudetendeutschen konzentrierte, die den Autoren zufolge die expansive und ag-
gressive Nazipolitik fortsetzten, denn „[…] das Selbstbestimmungsrecht, das der deutsche Im-
perialismus für die deutsche Nation verkündete, ist immer nur ein Mittel langfristiger aggressiver 
Politik des deutschen Imperialismus, der danach strebt, zuerst alle Deutschen in seinem imperi-
alistischen Staat zu vereinigen, um sie im nächsten Stadium seiner Politik voll nutzen zu kön-
nen, d.h. zur direkten gewaltsamen Aggression gegen fremde Staatsgebiete“. O. BEROUNSKÁ — 
J. JERMÁŘ — V. KOPAL et al., „Právo na domov“ a německý revanšismus, Praha 1962, S. 22.

35 A. ORT, Některé politické aspekty západoevropské integrace, in: Ústav pro mezinárodní politi-
ku a ekonomii (Hrsg.), Západoevropská integrace. Sborník příspěvků přednesených na poradě 
o západoevropské integraci 18. a 19. prosince 1962, Praha 1963, S. 64.

36 Gerade diese Position vertrat beispielsweise der stellvertretende Außenminister Otto Klič-
ka: „Jede der nationalen Gruppen von Monopolisten bemüht sich durch Integration als einer an-
tisozialistischen Festung ihre eigenen Interessen, ihre imperialistischen Programme und Positio-
nen durchzusetzen. Die nach Vereinigung reaktionärer Gesellschaftskräfte strebende Integration 
führt also nicht zur Reduzierung von Widersprüchen der kapitalistischen Welt, sondern dazu, dass 
sich alle antagonistisch verschärfen“. O. KLIČKA, Západoevropská integrace a Československá 
zahraniční politika, in: Ústav pro mezinárodní politiku a ekonomii (Hrsg.). Západoevropská 
integrace. Sborník příspěvků přednesených na poradě o západoevropské integraci 18. a 19. prosin-
ce 1962, Praha 1963, S. 16.

37 ÚSTAV pro mezinárodní politiku a ekonomii, Mezinárodní postavení, S. 48; V. KOTYK, 
O zahraniční politice socialistických států, Praha 1964, S. 29.

38 Die Institutsmitglieder erklärten auch die wachsende Gefahr seitens der BRD einer im-
mer intensiveren Durchdringung ehemaliger Nazimitglieder an der Spitze des „westdeut-
schen“ Staates. V. SOJÁK, Svět po druhé světové válce, Praha 1962, S. 285–286; ÚSTAV pro 
mezinárodní politiku a ekonomii, Mezinárodní postavení, S. 60.
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negative BRD-Bild wurde durch ein positives Bild der DDR noch unterstützt, die der 
engste tschechoslowakische Verbündete war.39 

Bereits Mitte der 1960er Jahre erschienen in den Aufsätzen der Institutsmitglie-
der ideologische Thesen über die Notwendigkeit, den Weltfrieden als Bestandteil des 
Weltmenschentums zu erhalten.40 Weitere Argumente für die Zusammenarbeit der 
sozialistischen Ostblockländer waren die gemeinsam geteilte Vergangenheit, die Ge-
fährdung seitens der BRD sowie der Schutz der UdSSR als Garanten des Ostblocks.41 
Den Aufsätzen der ÚMPE-Mitglieder fehlte es an einem wissenschaftlichen, auf einer 
theoretischen Basis beruhenden Ansatz, an rational-kritischen Argumenten sowie 
an der Festlegung entsprechender Schlussfolgerungen. Die „Forschung“ war völlig 
den Richtlinien der Kommunistischen Partei untergeordnet und „erweiterte“ nur die 
ideologische Sichtweise der kommunistischen Politiker. Das Institut spielte keines-
falls die Rolle einer unabhängigen wissenschaftlichen Einrichtung mit Spezialisie-
rung auf Außenpolitik.

Eine gewisse Änderung konnte nach Amtsantritt Antonín Šnejdáreks als Insti-
tutsleiter 1966 verzeichnet werden. Er bemühte sich, eine andere Konzeption durch-
zusetzen, und veränderte wesentlich die Beurteilung der BRD. Diese veränderte 
Sichtweise beruhte zweifelsohne auf seinen Erfahrungen bei Besuchen in westeuro-
päischen Ländern, bei denen er Institute mit ähnlicher Ausrichtung kennengelernt 
hatte.42 Er verlangte, das Institut sollte eine unabhängige Forschung betreiben, die 
auch Ergebnisse ausländischer Forscher berücksichtigen würde. Zu diesem Zweck 
wurde 1966 eine neue wissenschaftliche Zeitschrift „Mezinárodní vztahy“ (Interna-
tionale Beziehungen) gegründet. Šnejdárek veröffentlichte im ersten Heft einen Pro-
grammtext, in dem er von der Notwendigkeit schrieb, internationale Beziehungen 
als wissenschaftliche Fachrichtungen aufzubauen, die sich nicht mehr nach der po-
litischen Nachfrage richteten. Šnejdárek behauptete, „[…] die Gefahr […], die sich aus 
einigen primitiven Interpretationen der Beziehungen zwischen der Wissenschaft und Praxis 
ergab, sei bereit abgewendet, nämlich dass die wissenschaftliche Forschung vollständig und 
restlos nur momentanen, meisten nur kurzfristigen Bedürfnissen der Praxis unterordnet ge-
wesen war“.43 Konkrete Vorschläge, wie ein neuer wissenschaftlicher Ansatz ausse-
hen und wie die Unabhängigkeit der wissenschaftlichen Welt gewährleistet werden 
sollte, führte er jedoch nicht an.44 Šnejdáreks Bemühungen, Teams von Forschern 

39 V. KOTYK, Nové kvality v československo-německých vztazích, in: Bezpečnost v Evropě a hrozba 
západoněmeckému militarismu. Materiály z mezinárodní vědecké konference v Praze 23. — 27. 
května 1961, Praha 1961, S. 248; ÚSTAV pro mezinárodní politiku a ekonomii, Mezinárodní 
postavení, S. 205.

40 KOTYK, O zahraniční politice, S. 81.
41 SOJÁK, Svět po druhé světové válce, S. 365.
42 A. ORT, Střípky vzpomínek jednoho Čecha na složité 20. století, Plzeň 2006, S. 119; DRULÁK, 

Záblesk, S. 45; J. KALOUS, Zaměstnanci ÚMPE — zaměstnanci MV (Černý, Plaček, Šnejdárek), 
in: P. DRULÁK — P. KRATOCHVÍL (Hrsg.), 50 let českého výzkumu mezinárodních vztahů: od 
ÚMPE k ÚMV, Praha 2007, S. 106–107.

43 A. ŠNEJDÁREK, K vývoji výzkumu mezinárodních vztahů v Československu, in: Mezinárodní 
vztahy, Bd. 1, Nr. 1, 1966, S. 14. 

44 Von den Beziehungen zwischen der Wissenschaft und der Politik in der Tschechoslowakei 
in den 1960er Jahren zeugt das Beispiel des späteren tschechischen Außenministers Ja-
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aus verschiedenen Wissenschaftsgebieten zu bilden, die sich über ihre Ergebnisse 
regelmäßig austauschen würden, wurden sicherlich von westeuropäischen Institu-
ten angeregt.45 Den größten Beitrag von Šnejdáreks Tätigkeit als Institutsleiter sehe 
ich in seinen Bemühungen, mit Fachleuten und Politikern aus Westeuropa und den 
USA zusammenzuarbeiten. Auf seine Einladung hin besuchten beispielsweise einer 
der bedeutendsten SPD-Politiker und der zukünftige Bundeskanzler Helmut Schmidt 
sowie der ehemalige US-Vizepräsident und zukünftige US-Präsident Richard Nixon 
oder der Vorsitzende des Obersten US-Gerichts Earl Warren Prag und hielten im In-
stitut Vorträge. Von den Wissenschaftlern seien zum Beispiel der bekannte Politik-
wissenschaftler Karl Deutsch, Richard N. Gardner, Zbigniew Brzezinski46 oder Henry 
Kissinger genannt.47 Šnejdárek gelang es auch, das ÚMPE-Institut in ein breites Netz-
werk europäischer Institute für die Erforschung internationaler Politik einzubinden, 
die sich insbesondere mit der Frage der europäischen Sicherheit und einer eventuel-
len Zusammenarbeit zwischen West und Ost beschäftigten.

Dank Šnejdárek wurde das ÚMPE-Institut für eine gewisse Zeit zur Stütze der 
Reformpolitik der KPTsch, und deswegen „[…] beteiligte sich das Institut von Anfang 
an aktiv an der Gestaltung des KPTsch-Aktionsprogramms, des Aktionsprogramms des Au-
ßenministeriums, des Aktionsprogramms der Gesellschaft für tschechoslowakisch-sowjeti-
sche Freundschaft sowie an anderen Aktionsprogrammen“.48 Nach seinem Amtsantritt als 
Institutsleiter äußerte sich Šnejdárek viel moderater über die Entwicklung in der 
BRD und betonte nicht mehr nur die Gefahr seitens der Sudetendeutschen. Er un-
terschied nun zwischen der Regierungspolitik und der Politik der sudetendeut-
schen Vereinigungen.49 Durch seine Kontakte zu deutschen Politikern, Diplomaten 
und Politikwissenschaftlern schlug er eine Brücke zwischen den politischen Re-
präsentationen beider Länder.50 Obwohl sich Šnejdárek häufig viel offener als die  

roslav Šedivý, der im Manuskript des Leitartikels einer neuen Zeitschrift für eine selbst-
ständigere Außenpolitik plädierte, die nicht nur Entscheidungen der Nachbarländer so-
wie Moskaus blind folgen sollte. In Reaktion darauf verbot das Außenministerium, den 
Artikel zu drucken. Vgl. ŠEDIVÝ, Mezinárodní vztahy, S. 60; DRULÁK, Záblesk, S. 51.

45 Vgl. ŠNEJDÁREK, K vývoji, S. 14–15.
46 Zum Beispiel sprach Zbigniew Brzezinski über die Bedeutung der Detente für die neuen 

Beziehungen zwischen Ost und West. Gleichzeitig übte er heftige Kritik am sowjetischen 
System, das er für verkalkt und unflexibel hielt. Vgl. Text přednášky Zbigniewa Brzezinske-
ho z Columbia University v ÚMPE, in: Národní archiv České republiky, Fond: Předsednictvo 
ÚV KSČ — 1261/0/5 — 02/1, Bd. 79, Arch. j. 118, Punkt zur Information 1. 

47 Nedatovaný posudek — Šnejdárek, asi 1969–1970, in: Archiv Ministerstva zahraničí České 
republiky, Osobní spis, Šnejdárek Antonín, JUDr.; ORT, Třináct let, S. 25; ZÍDEK, Od ÚMPE, 
S. 123.

48 Zpráva o  činnosti ústavu za rok 1968, překládá A.  Šnejdárek, V  Praze, 15. ledna 1969, in: 
AMZV — Generální sekretariát — tajné, k. 47.

49 A. ŠNEJDÁREK, Jaké vztahy k Německé spolkové republice, Rudé právo, 17. 4. 1968, in: A. ŠNE-
JDÁREK, Výbor z přednášek a statí — 1968, Praha 1968, S. 45–48. 

50 Auch andere Institutsmitglieder beteiligten sich am beginnenden tschechoslowa-
kisch-deutschen Dialog, meistens als Begleiter deutscher Politiker in Prag, wo es bei Spa-
ziergängen oft zu „zufälligen“ Begegnungen mit Vertretern des tschechoslowakischen Au-
ßenministeriums kam. Vgl. ORT, Střípky, S. 159.
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Diplomaten51 äußerte, machte nicht mal er 1968 klar kund, dass er die Knüpfung der 
tschecho slowakisch-deutschen diplomatischen Beziehungen unterstütze.

Die Invasion der Truppen des Warschauer Paktes beendete dann die tschechos-
lowakisch-westdeutschen Gespräche sowie die relative Unabhängigkeit des ÚM-
PE-Instituts. Die Institutsleitung musste sich einer steigenden Zahl restriktiver 
Maßnahmen unterwerfen, auf deren Grundlage das Institut dem Außenministe-
rium vollständig untergeordnet werden sollte. Die Emigration Antonín Šnejdáreks 
im Herbst 1969 setzte den Hoffnungen auf ein weiteres Bestehen des Instituts ein 
Ende, denn sie wurde als Beweis für seine schlechte Leitung sowie die Ausrichtung 
des Instituts interpretiert. In Gutachten des Ministeriums tauchten folgende An-
schuldigungen auf: „Eine falsche Auffassung der Wissenschafts- und Forschungsfreiheit, 
die der liberalistischen Auffassung der sog. Unabhängigkeit in der tschechoslowakischen 
Außenpolitik ähnelte, war einer der Hauptgründe dafür, warum sich das Institut 1968 
auf einen Irrweg begab. […] In dieser Situation kann jedoch die Lage am Institut von 
der Gesamtsituation auf unserer Wissenschaftsfront nicht getrennt gesehen werden, wo 
rechtsorientierte Kräfte etliche Mitläufer und Befürworter hatten“.52 Dazu kamen noch 
viele weitere Gutachten, in denen zum Beispiel geschrieben wurde, Šnejdárek „[…] 
hätte reiche Erfahrungen mit einer hohen Fähigkeit zur Improvisation, was er voll nutzen 
konnte, um Bedingungen für seine eigene Karriere zu schaffen. […] Unter seiner Leitung 
überwog eine Konzeptlosigkeit am Institut, bei der Erledigung von Aufgaben wurde zuun-
gunsten systematischer Arbeit improvisiert. Seine Mitarbeiter behandelte er distanziert, 
manchmal sogar rücksichtslos. Seine Einstellung zur wissenschaftlichen Arbeit, für die er 
als Institutsleiter bestimmt war, war oberflächlich, auf äußeren Eindruck oder auf die Er-
reichung seiner persönlichen ambitiösen Ziele ausgerichtet“.53 Im Jahr 1970 wurde das 
Institut aufgelöst und die meisten Mitarbeiter mussten das wissenschaftliche Leben 
verlassen.54 Als Bestandteil des Außenministeriums wurde in demselben Jahr das In-
stitut für internationale Beziehungen eingerichtet, wo viele ausgediente tschecho- 
 

51 Aufzeichnung des Botschafters Schnippenkötter: Tschechoslowakischer Professor Sne-
jdarek, 30. 3. 1967, in: POLITISCHES Archiv des Auswärtigen Amts, Berlin; B150, 99; Auf-
zeichnung des Ministerialdirektors Ruete — Münchner Abkommen, Gespräch mit Pro-
fessor Snejdarek, 2. 4. 68; in: PAAA, B150, 124. Šnejdárek war 1968 für das Amt des ersten 
tschechoslowakischen Botschafters in Bonn vorgesehen für den Fall, dass eine Botschaft 
errichtet werden sollte. Vgl. Heipertz an Duckwitz, 17. Juli 1968, in: AKTEN zur Auswärtigen 
Politik der Bundesrepublik Deutschland, 1968. Bd. I–II., 1. Januar bis 31. Dezember 1968, bearb. 
von Mechthild Lindemann und Matthias Peter, München 1999, AAPD, Dok. 223, S. 877; H.-
P. SCHWARZ, Die Regierung Kiesinger und die Krise in der ČSSR 1968, in: Vierteljahrshefte für 
Zeitgeschichte, Jg. 47, H. 2, 1999, S. 163. 

52 Nedatovaný posudek — Šnejdárek, asi 1969–1970, in: AMZV, Osobní spis, Šnejdárek Antonín, 
JUDr. 

53 Pracovně politická charakteristika dr. Antonína Šnejdárka, Krajská správa SNB Praha, Spe-
ciální skupina vyšetřování StB, 11. října 1971, in: AMZV, Osobní spis, Šnejdárek Antonín, 
JUDr.

54 ORT, Třináct let, S. 29; V. KOTYK, Výzkum vztahů mezi socialistickými státy v Ústavu pro me-
zinárodní politiku a ekonomii, in: P. DRULÁK — P. KRATOCHVÍL (Hrsg.), 50 let českého výz-
kumu mezinárodních vztahů: Od ÚMPE k ÚMV, Praha 2007, S. 53.
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slowakische Diplomaten überwiegend im Rentenalter „geparkt“ wurden und eine 
wissenschaftliche Tätigkeit „vortäuschten“.55

Wie kann das ÚMPE-Institut bezüglich seiner Rolle als nichtstaatlicher Akteur 
sowie seines Einflusses auf die tschechoslowakische Außenpolitik in den 1960er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts beurteilt werden? Petr Zídek kam zu folgendem Schluss: 
„Das Institut für internationale Politik und Wirtschaft wurde als ein kommunistischer Eli-
te-Think-Tank gegründet. Dort durften ausschließlich geprüfte Kommunisten arbeiten, von 
 denen sich die meisten in zeitgenössischen Partei-, Nachrichtendienst- oder Sicherheits-, 
Propaganda- und ideologischen Apparaten engagierten. Die ‚Wissenschaft‘ und die ‚For-
schung‘, die das ÚMPE-Institut betrieb, hatten mit der üblichen Bedeutung dieser Wörter 
kaum etwas zu tun und sollten deshalb im Zusammenhang mit der zeitgenössischen Ideolo-
gie und Propaganda untersucht werden“.56 Ich widerspreche der Behauptung, im Insti-
tut hätten die besten Fachleute für internationale Politik gearbeitet. Die Mitarbeiter 
„rekrutierten“ sich häufig aus Verwandten oder Bekannten führender Parteimitglie-
der oder des Außenministeriums. Šnejdárek führte 1968 an, „[…] Bemühungen um ei-
nen großzügigeren Kaderaustausch am Institut seien undurchführbar gewesen, und es war 
mit der Kaderzusammensetzung so zu arbeiten, wie sie in der Vergangenheit entstanden 
war, und zu versuchen, die Institutsmitarbeiter zur Erfüllung konkreter Aufgaben durch 
deren genaue Spezifizierung zu bringen“.57 

Das Institut als Think-Tank zu bezeichnen, halte ich ebenfalls für übertrieben, 
denn solche Institutionen unterscheiden sich völlig vom ÚMPE-Institut. Sie re-
präsentieren zwar eine ideologische Richtung oder tendieren zu einer politischen 
Partei, sind ihr jedoch nicht untergeordnet, bekommen weder Anregungen noch 
Anweisungen von Parteisekretariaten und versuchen als unabhängige Wissen-
schaftseinrichtungen zu agieren. Ziel von Think-Tanks ist es, Entscheidungen ver-
antwortlicher  Politiker in einer konkreten politischen Frage durch Expertenanalysen 
und Berichte für die Öffentlichkeit zu verbessern.58 Das ÚMPE-Institut erfüllte keine 
der genannten Funktionen. Es erstellte keine Expertenanalysen, es verbreitete nur 
noch die wichtigsten kommunistischen Parolen.59 Dadurch trug es zur  vereinfachten 

55 ZÍDEK, Od ÚMPE, S. 125.
56 Ebenda, 128.
57 Zpráva o činnosti ÚMPE za rok 1966 a návrh pracovního plánu ÚMPE na r. 1967, in: AMZV Po-

rady Kolegia, leden 1967, sig. 118; Zpráva o činnosti ÚMPE za rok 1967 a návrh pracovního 
plánu ÚMPE na r. 1968, in: AMZV Porady Kolegia, I. čtvrtletí 1968, sig. 123.

58 W. GELLNER, Ideenagenturen für Politik und Öffentlichkeit. Think Tanks in den USA und in 
Deutschland, Wiesbaden 1995, S. 11–12; WALLACE, Between two worlds, S. 142–143.

59 Mit der Beurteilung von Publikationen Šnejdáreks seitens Jindřich Dejmeks aus der ersten 
Hälfte der 1960er Jahre bin ich grundsätzlich nicht einverstanden. Im Buch „Opožděný ne-
krolog“ von 1966 schrieb Dejmek: „Bei Durchsicht dieser aus formeller Sicht vermutlich durch 
den Zeitgeist beeinflussten Studien darf nicht vergessen werden, dass sie mit staatsverteidigen-
der Absicht in einer Zeit geschrieben wurden, wo die Bonner Regierung nicht nur die Endgültig-
keit der deutschen Oder-Neiße-Grenze ablehnte, sondern — durch dauerhafte Verurteilung des 
Transfers der deutschen Bevölkerung aus der Tschechoslowakei und aus anderen Ländern — auch 
die Ungültigkeit des Münchner Abkommens faktisch in dieser Zeit anzweifelte, wo der rein re-
vanchistische Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten im Bonner Bundestag saß!“ J. DE-
JMEK, Opožděný nekrolog, in: Moderní dějiny, 1996, Bd. 4, S. 308. Dejmek wiederholt die 
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 Realitätsauffassung und im Falle der BRD auch zur weiteren Verschärfung ihres ne-
gativen Bildes bei, was in den Jahren 1967–1968 die Aufnahme seriöser Gespräche 
außerordentlich erschwerte. Die Auswirkung von Publikationen des Instituts auf 
die öffentliche politische Bildung beurteile ich als geringfügig. An den Ergebnissen 
war weder der Außenminister noch hochrangige Beamten interessiert. Seine wei-
tere Entwicklung ist ein Beweis dafür, dass die Kommunisten die Unabhängigkeit der 
Wissenschaft nicht respektierten und sich einer gebildeten Gesellschaft fürchteten.60 
Trotz bestimmter Anzeichen von Teiländerungen im Jahr 1968 kommt man zu einem 
Teilschluss, dass während ähnliche Einrichtungen in Westeuropa als wichtige nicht-
staatliche Akteure agierten, spielte das ÚMPE die Rolle nicht, er bemühte sich einmal 
darum, was ein weiterer Nachweis niedriger politischer Kultur in der Tschechoslo-
wakei sowie die vorherrschende Rolle der Kommunistischen Partei in der Innen- und 
Außenpolitik war.61

Die geringfügige Bedeutung sowie der marginale Einfluss des ÚMPE-Instituts 
können am Vergleich mit dem prominenten westdeutschen Think-Tank „Die Deut-
sche Gesellschaft für Auswärtige Politik“ (die DGAP) veranschaulicht werden.62 Die 
DGAP gehörte bereits kurz nach ihrer Gründung 1955 zu den prestigeträchtigsten 
Wissenschaftsinstitutionen weltweit, die sich auf die Außenpolitik spezialisierten.63 
Seit ihrer Entstehung bekannte sie sich zur Tradition angelsächsischer Think-Tanks, 
sie ließ sich vor allem vom britischen Chatham House inspirieren.64 Eine gewisse 
Rückständigkeit im Vergleich mit anderen Ländern kann durch die Diskreditierung 
vieler geisteswissenschaftlicher Fachrichtungen nach der Nazi-Zeit angenommen 
werden, wo die Öffentlichkeit die Politikwissenschaften sowie die Erforschung in-
ternationaler Beziehungen als eine Fortsetzung der Politik durch pseudowissen-
schaftliche Mittel wahrnahm.65 Eine Wiederherstellung ihres Ansehens fand bis 

 Argumente der kommunistischen Ideologen aus den 1960er Jahren, nur benutzt er dafür 
andere Worte, vgl. F. SVÁTEK, Vztahy České republiky a Německa po roce 1945, in: V. HAD — 
V. KOTYK (Hrsg.), Malé země, velcí sousedé, Praha 1998, S. 55.

60 Petr Drulák betonte zwar, dass viele Themen zur Theorie der internationalen Beziehun-
gen in den Jahren 1966–1968 in der Zeitschrift „Mezinárodní vztahy“ erschienen, ich bin 
jedoch der Meinung, dass es sich überwiegend um eine Zusammenfassung von grundle-
genden Informationen zum gegenständlichen Thema ohne eine eigene Analyse der Auto-
ren handelte. Außerdem regten die Texte keine Diskussion an, die die tschechoslowaki-
sche Wissenschaftsszene irgendwie stimuliert hätte. Vgl. DRULÁK, Záblesk, S. 53–54.

61 KESSLER, Politikberatung, S. 233.
62  P. NOACK, Die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik im Spiegel ihrer Publikationen, in: 

Europa-Archiv, Bd. 35, F. 12, 1980, S. 387–398.
63 Trotz der relativ hohen Prestigeposition der DGAP in der Wissenschaftsszene gibt es nur 

eine einzige Monografie über das Institut. Vgl. D. EISERMANN, Außenpolitik und Strategie-
diskussion. Die Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik 1955 bis 1972, München 1999. Wich-
tige Informationen bieten die Institutszeitschrift „Europa-Archiv“ sowie das DGAP-Ar-
chiv, das jedoch bis heute ungeordnet bleibt. 

64 EISERMANN, Auβenpolitik, S. 4.
65 Ch. HAASE, Pragmatic Peacemakers. Institutes of International Affairs and the Liberalization of 

West Germany 1945–73, Augsburg 2007, S. 18–21. Bis zum Jahr 1955 gab es kein Institut für 
internationale Beziehungen in der BRD.



RADEK SOběHART 85

Anfang der 1950er Jahren im Rahmen des sog. „kulturellen Transfers“ aus den USA 
und Großbritannien statt. Darum machten sich insbesondere an deutsche Universi-
täten zurückkehrende deutsche Exilanten sowie die finanzielle und institutionelle 
Unterstützung angelsächsischer Prestigeuniversitäten verdient.66 In diesem Transfer 
nahmen die Politikwissenschaften als Wissenschaft von der Demokratie eine Schlüs-
selposition ein, die eine wichtige Rolle bei der Denazifizierung, Demokratisierung 
und sog. Umerziehung des deutschen Volks spielen sollte. An deutschen Universitä-
ten sollten nicht mehr auf der klassischen Philosophie des 19. Jahrhunderts und der 
Volkswirtschaft basierende Politikwissenschaften unterrichtet werden, das Haupt-
augenmerk sollte sich eher auf das politische System, die Gewaltenteilung und die 
moderne politische Ideologie richten.67 Im Rahmen der Politikwissenschaften setzte 
sich in der Fachrichtung internationale Beziehungen allmählich der angelsächsische 
Ansatz durch, der auf der liberalen Konzeption des handelnden Akteurs innerhalb 
des internationalen Systems basierte. Eine Analyse der Entscheidungsprozesse sowie 
Konfliktlösungen standen dabei im Fokus.68

Wodurch unterschied sich die die DGAP vom ÚMPE-Institut? Vor allem durch 
die Unabhängigkeit von der politischen Macht. Obwohl die meisten Mitglieder den 
zwei wichtigsten deutschen politischen Parteien (SPD, CDU) angehörten, kamen hier 
auch viele bedeutende Industrielle, Diplomaten, Intellektuelle und Wissenschaftler 
zusammen, die verschiedenen politischen Vereinigungen oder freiwilligen Verei-
nen angehörten. Die DGAP bemühte sich, als eine Alternative der Regierung und 
der Ministerien aufzutreten, deshalb publizierte sie in der Zeitschrift „Europa-Ar-
chiv“ Schlüsseldokumente der internationalen Politik, die sonst nirgendwo veröf-
fentlicht wurden.69 Eine nicht weniger bedeutende Tatsache stellte die finanzielle 
Unabhängigkeit der Gesellschaft dar, denn ihre Tätigkeit wurde überwiegend aus 
Privatspenden und Mitgliedsbeiträgen finanziert.70 Ein weiterer wesentlicher Un-
terschied zwischen den beiden Instituten sehe ich darin, dass die DGAP von Anfang 
an Teil der globalen „wissenschaftlichen“ Szene war,71 ihre Mitglieder nahmen an den 
bedeutendsten Konferenzen teil und viele namhafte Ökonomen, Politiker und Wis-
senschaftler hielten dort ihre Vorträge. Die größte Bedeutung der DGAP besteht also 

66 Zu bedeutenden Exilanten, die die Politikwissenschaften und internationale Beziehun-
gen in der Nachkriegszeit in der BRD aufbauten, gehörten vor allem Ernst Fraenkel, Carl 
J. Friedrich, Arnold Berstraesser und Eric Voegelin. 

67 J. SURI, „Ostpolitik“ as Domestic Containment: The Cultural Contradictions of the Cold War and 
the West German State Response, in: B. DAVIS — W. MAUSBAUCH — M. KLIMKE (Eds.), 
Changing the World, Changing Oneself. Political Protest and Collective Identities in West Germa-
ny and the U.S. in the 1960s and 1970s, New York — Oxford 2010, S. 135–136.

68 Nicht einmal im Falle der internationalen Beziehungen blieben politische Ideologien und 
der internationale institutionelle Rahmen außen vor, vgl. E.-O. CZEMPIEL, Die Entwick-
lung der Lehre von den internationalen Beziehungen, in: Politische Vierteljahresschrift, Bd. 6, 
H. 3, 1965, S. 282–286. 

69 NOACK, Die Deutsche Gesellschaft, S. 388.
70 EISERMANN, Außenpolitik, S. 4.
71 HAAS, Introduction, S. 4–5. Ein Vorbild für den Einfluss solcher Forschungsinstitute waren 

die USA unter Präsident Kennedy, der viele Akademiker in der Administrative beschäftig-
te und mit großem Interesse wissenschaftliche Diskussionen verfolgte.
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in der Kontaktvermittlung unter Fachleuten aus verschiedenen Fachgebieten und 
Ländern.72 

Im Gegensatz vom ÚMPE-Institut brachte die DGAP ganz neue Themen zur Dis-
kussion oder betrachtete sie aus einer von der Regierung und den Ministerien total 
verschiedenen Perspektive. Bereits Mitte der 1960er Jahre, wo die Regierung auf der 
Gültigkeit der Hallstein-Doktrin bestand, wurde in der DGAP ihre Anwendbarkeit 
in der Wiedervereinigungspolitik in Zweifel gezogen. Die DGAP wies auf die Tatsa-
che hin, die anderen westeuropäischen Länder hätten ihre Beziehung zum Ostblock 
grundsätzlich revidiert, wobei Bonn auf der rigiden Doktrin weiterhin beharrte, 
die der deutschen Außenpolitik keinen allzu großen Spielraum bot.73 Von Mitte der 
1960er Jahre stellte eine breite Diskussion über die neue Ausrichtung der deutschen 
Außenpolitik, insbesondere im Rahme der sog. Ostpolitik und der deutschen Poli-
tik eine der Prioritäten der DGAP dar. Zu diesem Zweck vereinten zwei Hauptstu-
diengruppen der DGAP ihre Kräfte, und zwar die Studiengruppe für internationale 
Sicherheit, geführt von den SPD-Politikern Fritz Erler und später Helmut Schmidt, 
sowie die Studiengruppe für deutsche Beziehungen mit der Sowjetunion und den 
anderen sozialistischen Ländern, der von den CDU/CSU-Politikern Kurt Birrenbach 
und Richard von Weizsäcker dominiert wurde.74 

Die DGAP-Experten stellten die Zuträglichkeit der Hallstein-Doktrin in Zweifel 
und brachten eine eigene Konzeption der neuen deutschen Außenpolitik vor, die 
meiner Ansicht nach größtenteils auf der Konzeption der neuen Ostpolitik um den 
Berliner Regierenden Bürgermeister Willy Brandt beruhte.75 Eine Grundlage für alle 
eventuellen Veränderungen sahen die DGAP-Experten in einem langfristigen Frie-
den in Europa, der keine idealistische Illusion, sondern eine vertragliche Verpflich-
tung aller europäischen Länder im Rahmen der neuen europäischen Zusammenar-
beit sein sollte. Der Frieden sollte das bisherige, aus Konfrontation des Kalten Krieges 
hervorgegangene internationale System grundsätzlich verändern. Diese europäi-
sche Friedensordnung sollte vor allem von der westdeutschen Außenpolitik vertre-
ten werden, um ihren Abschied von der aggressiven Nazipolitik zu demonstrieren. 
Der DGAP-Direktor Wilhelm Cornides warnte davor, dass falls Bonn dieses Konzept 
nicht annimmt, die BRD in internationale Isolierung geraten könne, denn „[…] der 
eine Weg führt zu einer starren Fixierung auf das Ziel der staatlichen Wiedervereinigung 
Deutschlands und zu einem Dogmatismus, der im Ausland nicht verstanden werden kann; 
der andere läβt leicht das Problem des deutschen Gesamtstaates im barocken Überschwang 

72 Die meisten Gäste kamen aus den USA und Großbritannien. Vgl. GELLNER, Ideenagentu-
ren, S. 175–176. Eine perfekt ausgestatte Bibliothek sowie ein durchdachtes Bildungspro-
gramm von Sommerschulen, Symposien, Wochenendworkshops sowie ein breites Ange-
bot an zweitägigen Spezialseminaren waren ganz selbstverständlich.

73 R. SCHUSTER, Deutschlands staatliche Existenz im Widerstreit politischer und rechtlicher Ge-
sichtspunkte 1945–1963, München 1963, S. 275–278.

74 Das Interesse an Osteuropa spiegelte sich auch bei der Zusammenstellung von Diskussi-
onsgremien wider, vgl. K. BIRRENBACH, 25 Jahre Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Poli-
tik, in: Europa-Archiv, Jg. 35, F. 12, 1980, S. 366–368. 

75 Von dieser Inspiration zeugt auch die hohe Teilnahme von Vertretern der Berliner SPD an 
der DGAP-Tagung, wo sie zu den Hauptrednern über die Alltagspolitik in der DDR gehör-
ten. Vgl. EISERMANN, Außenpolitik, S. 191–192.
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gesamteuropäischer Vorstellungen untergehen“.76 Cornides rief die deutschen Politiker 
auch dazu auf, sich als Europäer zu verhalten und die Ergebnisse des Zweiten Welt-
kriegs anzuerkennen, einschließlich der Oder-Neiße-Grenze und der Abschiebung 
der Sudetendeutschen aus Mittel- und Osteuropa.77 

Die Vorschläge von Cornides erschienen auch im Tätigkeitsentwurf der Stu-
diengruppe für deutsche Beziehungen mit der Sowjetunion und anderen sozialis-
tischen Ländern vom Juni 1965. Die Idee der europäischen Friedensordnung trat im 
Zusammenhang mit der Schwächung der sowjetischen militärischen Vorherrschaft 
in Osteuropa auf. Im Papier wurde auch eine Prämisse erwähnt, die dann zum Aus-
gangspunkt sämtlicher Entwürfe der Ostpolitik und der deutschen Politik wurde. 
Es hieß, die bisherige Politik mit Schwerpunkt Wiedervereinigung sollte durch die 
 Detente-Politik ersetzt werden, was der BRD ermöglichen sollte, nicht nur in der 
 internationalen Politik aktiv tätig zu werden, sondern auch eine eventuelle Wieder-
vereinigung leichter zu machen.78 Das Material nannte auch eine Reihe von Maß-
nahmen, die einen Dialog mit Osteuropa ermöglichen sollten. Die wichtigste Rolle 
 spielten dabei kulturelle, religiöse und wissenschaftliche Kontakte sowie das An-
gebot, wirtschaftliche Zusammenarbeit anzubahnen. Im anschließenden Zeitraum 
näherte sich die DGAP in ihren Positionen eher der Brandt-Konzeption. Dies de-
monstrierte unter anderem auch die DGAP-Mitgliedschaft von vielen Diplomaten, 
Wissenschaftlern und Industriellen, die die bisherige außenpolitische Ausrichtung 
gegenüber Osteuropa kritisierten. Sie befürworteten ein neues Konzept, das die Hall-
stein-Doktrin ablehnen sollte, um eine Atmosphäre zu schaffen, die einen Dialog mit 
den osteuropäischen Ländern und der DDR ermöglichen würde.79 

Während der Regierung der Großen Koalition in den Jahren 1966–1969 konzen-
trierten sich Diskussionen in der DGAP auf zwei Themen. Einerseits auf die Be-
ziehung zur DDR, andererseits auf die bisherige Strategie Bonns in der Ostpolitik. 
Während Bonn gegenüber der DDR eine Isolationsstrategie anwandte, wurde in der 
DGAP über deren Nützlichkeit und Nutzen für das Leben der einfachen Deutschen 
diskutiert. 80 Aus diesem Grund schlug sie vor, die Bonner Regierung solle sich um 
die Verbesserung von deren Alltagsleben auch um den Preis bemühen, dass sie po-
litische Beziehungen anknüpfen müsse. Ferner schlug die Studiengruppe  bilaterale 

76 W. CORNIDES, Prioritäten des Friedens in Europa. Ein Diskussionsbeitrag über den Zusammen-
hang von Abrüstung und Deutschland-Frage (Teil I.), in: Europa-Archiv, Jg. 24, 1965, S. 908. 

77 Dazu fügte er noch die Anforderung bei, dass Politiker, vor allem aus der CDU/CSU, auf 
die Bemühungen, Atomwaffen zu haben, verzichten sollten, denn dies führe zu einer wei-
teren Eskalation der deutschen und europäischen Fragen. Vgl. Ebenda (I), S. 910–914; (II), 
S. 100–101. EISERMANN, Außenpolitik, S. 200. 

78 Entwurf des Arbeitsplanes für die Studiengruppe für die deutschen Beziehungen zur Sowjetuni-
on und zu den übrigen Ländern des Ostens, Juli 1965, in: Deutsche Gesellschaft für Auswärti-
ge Politik, Studiengruppe II, A-Z, Aktenvermerke.

79 EISERMANN, Außenpolitik, S. 210–211. 
80 Tätigkeitsbericht der Studiengruppe für die deutschen Beziehungen zur Sowjetunion und zu den 

übrigen Ländern des Ostens, 13. 2.  1967, in: DGAP, Arbeitsberichte: Präsidium, Studien-
gruppen, 1967–70. Jedoch bereits in den Jahren 1968–1969 befürworteten immer mehr 
DGAP-Mitglieder die internationale Anerkennung der DDR. Vgl. EISERMANN, Außenpo-
litik, S. 248–249.
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 Verhandlungen mit Moskau und anderen mitteleuropäischen Ländern vor. Als 
Haupthemen präsentierte sie eine wirtschaftliche und technologische Zusammen-
arbeit sowie einen Vertrag über den Gewaltverzicht in gegenseitigen Beziehungen als 
eine Grundprämisse zur Errichtung der europäischen Friedensordnung.81

Das ÚMPE-Institut und die DGAP verband ihre Vermittlerrolle zwischen den 
osteuropäischen und deutschen Politikern. Die DGAP trat als eine unabhängige In-
stitution auf, die häufig auf Konferenzen und Symposien geheime Treffen von Re-
gierungsmitgliedern mit Personen aus dem Ostblock vermittelte.82 Im Rahmen der 
tschechoslowakisch-westdeutschen Zusammenarbeit sei an die Tätigkeit Antonín 
Šnejdáreks erinnert.83 Jedoch wurde der Plan regelmäßige Runde Tische abzuhalten, 
die von dem ÚMPE und der DGAP veranstaltet werden sollten, wegen der Invasion in 
die Tschechoslowakei nicht mehr verwirklicht.84

Eine Studiengruppe in der DGAP kam auf ihrer Sitzung im Oktober 1968 mit einer 
Interpretation der Invasion, die mit dem Standpunkt der Bundesregierung überein-
stimmte. Moskau soll ihrer Ansicht nach einer völlig falschen Überzeugung von einer 
Gefahr seitens der BRD erlegen sein. Als sehr nützlich für die Beurteilung der Inva-
sion kann ein internes DGAP-Papier mit dem Titel „Sowjetische Intervention in die 
Tschechoslowakei“85 bezeichnet werden, und zwar sowohl aus militärischer, wirt-
schaftlicher als auch ideologischer Sicht. Hiernach hätte die sowjetische Seite ihren 
eigenen Interessen geschadet, denn außer einer scheinbar gestärkten Einigkeit des 
Warschauer Paktes verursachte die Invasion relativ hohe wirtschaftliche Schäden 
und beeinträchtigte das positive Bild des „sozialistischen Internationalismus“ grund-
sätzlich.86 Laut der DGAP sollte sich die Ostpolitik mehr auf den Dialog mit Moskau 
konzentrieren.

Die neue SPD/FDP-Regierungskoalition, die 1969 entstand, konnte sich bei der Pro-
filierung ihrer außenpolitischen Ausrichtung auf die Unterstützung der DGAP und 
ihre Ansicht, die Gespräche mit den osteuropäischen Ländern müssten unmittelbar 
in Angriff genommen werden, stützen.87 Die Frage der internationalen Anerkennung 

81 Bonn sollte gleichzeitig auf eine eigene Initiative verzichten, die zur Anknüpfung von di-
plomatischen Beziehungen führen würde, und zwar bis das sog. „eiserne Dreieck“ (Polen, 
Tschechoslowakei, DDR) seine feindliche Einstellung zur BRD geändert hätte. Vgl. Unter-
lage für Arbeitsgruppe zum Thema: „Taktische Alternativen der deutschen Ostpolitik“, 9. 1. 1968, 
in: DGAP, Studiengruppe II, A-Z, Aktenvermerke 1965–1968.

82 Die BRD unterhielt diplomatische Beziehungen lediglich mit den Ostblockländern Rumä-
nien und Jugoslawien.

83 Vgl. Arbeitsplan für 1968 — Kontakte mit den östlichen Instituten, in: DGAP, Arbeitsberichte: 
Präsidium, Studiengruppen, 1967–70.

84 EISERMANN, Außenpolitik, S. 237.
85 Tätigkeitsbericht der Studiengruppe für die deutschen Beziehungen zur Sowjetunion und zu den 

übrigen Ländern des Ostens, 7. Oktober 1968, in: DGAP, Studiengruppe II, A-Z, Aktenvermer-
ke 1965–1968.

86 Das Dokument stellte Angst und Nervosität auf der sowjetischen Seite als Hauptgrün-
de für die Invasion fest. Vgl. A. SCHECK, Die sowjetische Intervention in der Tschechoslowakei 
(Eine vorläufige Bilanz), in: DGAP, Studiengruppe II, A-Z, Aktenvermerke 1965–1968.

87 Tätigkeitsbericht der Studiengruppe für die deutschen Beziehungen zur Sowjetunion und zu den 
übrigen Ländern des Ostens über die Sitzungen vom 18. 2. 1969 bis 1. 9. 1969, in: DGAP, Arbeits-
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der DDR gehörte Ende der 1960er und Anfang der 1970 Jahre zu den strittigsten. Wäh-
rend sich die politischen Parteien zu dieser Möglichkeit entweder nur indirekt oder 
in Andeutungen äußerten, rechnete die DGAP im Herbst 1968 mit dieser Option ganz 
fest, denn nur durch die Anerkennung der DDR könne sich die Beziehung zwischen 
der BRD und der UdSSR sowie den anderen osteuropäischen Ländern ändern. David 
Eisermann schrieb, diese Idee wäre zu früh gekommen, deshalb wurde das Material 
nicht veröffentlicht, um die Meinung der deutschen Öffentlichkeit über die laufenden 
Verhandlungen zwischen der BRD und den osteuropäischen Ländern nicht zu beein-
trächtigen.88 Während die DGAP bis 1970 in ihren Schlussfolgerungen der Bundesre-
gierung zuvorkam, war die Situation bei den eigentlichen Verhandlungen über die 
Verträge mit Polen und der UdSSR ganz anders, indem die DGAP in diesem Zeitraum 
einen eher passiveren Akteur darstellte. Dies war meiner Ansicht nach auf die Wahl 
des neuen DGAP-Vorsitzenden zurückzuführen, den erfahrenen CDU-Politiker Carl 
Carstens, der diese Funktion als ein bloßes „wissenschaftliches Zwischenspiel“89 in 
seiner politischen Karriere betrachtete.

Auch trotz gewisser Passivität beeinflusste die DGAP die außenpolitischen 
 Entscheidungen der BRD wesentlich. Bereits im Mai 1970 veröffentlichte eines der 
Mitglieder einen Text, in dem er sich mit der Frage der Anerkennung des Oder-Nei-
ße-Grenze befasste. Er befürwortete eindeutig die Anerkennung der Grenze, die den 
Frieden in Europa begründen und der europäischen Realität nach 1945 entsprechen 
sollte.90 Der Moskauer Vertrag wurde von DGAP-Experten für einen Wendepunkt 
gehalten, weil er nicht nur einen Rahmen, sondern auch Grenzen für Verhandlun-
gen mit anderen Ländern festlegte. Eine ähnliche Rolle spielte die DGAP auch in den 
deutsch-tschechoslowakischen Verhandlungen, denn sie wies von Anfang an auf die 
Bedeutung der Nichtigkeit des Münchner Abkommens für die Tschechoslowakei hin. 
Die DGAP erstellte auch einige Rechtsanalysen für Situationen, wenn das Münchner 
Abkommen von Anfang an oder erst ab März 1939 nichtig gewesen wäre. Die Frage 
des Münchner Abkommens wurde als ein deutsches innenpolitisches Problem aufge-
fasst, dass mit der Vergangenheit nichts zu tun hatte.91 Gleichzeitig ergänzte man al-
lerdings, ein Kompromiss wäre sehr lange und kompliziert zu finden, deshalb „[…] als 

berichte: Präsidium, Studiengruppen, 1967–70; Tätigkeitsbericht der Studiengruppe für die 
deutschen Beziehungen zur Sowjetunion und zu den übrigen Ländern des Ostens über die Sitzun-
gen vom 1. Dezember 1969 bis 4. Mai 1970, in: DGAP, Arbeitsberichte: Präsidium, Studien-
gruppen, 1967–70.

88 EISERMANN, Außenpolitik, S. 256–257.
89 Mit diesem Begriff bezeichnete Carstens in seinen Memoiren den Zeitraum 1970–1972, wo 

er die DGAP leitete. Vgl. K. CARSTENS, Erinnerungen und Erfahrungen, hrsg. von Kai von 
Jena und Reinhard Schmoeckel, Boppard 1993, S. 387; T. SZATKOWSKI, Karl Carstens. Eine 
politische Biographie, Köln, Weimar, Bonn 2007, S. 206–219. Gegen die Wahl von Carstens 
waren auch viele SPD-Politiker, die erwarteten, dass an der Spitze der DGAP jemand ste-
hen sollte, der ähnliche Ansichten wie die neue Regierung hatte, vgl. EISERMANN, Au-
ßenpolitik, S. 265.

90 U. SCHEUNER, Die Oder-Neiße-Grenze und die Normalisierung der Beziehungen zum Osten, in: 
Europa-Archiv, H. 11, 1970, S. 379–380.

91 Diskuse o německo-polských vztazích, 16. listopadu 1970, in: DGAP, Studiengruppe II, Sit-
zungsunterlagen, 1970–1972.
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einfachster Ausweg würde sich anbieten, die Frage, ob das Münchner Abkommen rechtsgül-
tig oder nicht zustande kam, ab wann es ungültig ist, auszuklammern; von der Ungültigkeit 
des Münchner Abkommen auszugehen und pragmatisch alle damit zusammenhängenden 
Fragen in einen Bereinigungsabkommen zu regeln versuchen“.92 

Mitte Januar 1972 fand das letzte Treffen der Studiengruppe für deutsche Bezie-
hungen mit der Sowjetunion und anderen Ostblockländern statt. Der Grund dafür 
war zum einen der Erfolg der Ostpolitik, denn mit Ausnahme der Tschechoslowakei 
schloss die BRD Verträge mit allen bedeutenden Ostblockländern, zum anderen die 
Tatsache, dass sich das Augenmerk der Öffentlichkeit von Osteuropa auf die Konfe-
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) verlagerte.93 Die Redner, 
von denen die meisten den Oppositionsparteien CDU/CSU angehörten, unterstütz-
ten überraschenderweise die bisherigen Regierungsschritte.94 Allerdings sahen sie 
gleichzeitig für die zukünftigen Beziehungen zwischen Ost und West keine andere 
Alternative. Sie befürworteten die außenpolitische Grundkonzeption der SPD/FDP, 
denn aufgrund wirtschaftlicher, technologischer, wissenschaftlicher sowie kultu-
reller Zusammenarbeit wäre eine Liberalisierung Osteuropas möglich, was sogar zu 
einer Änderung der kommunistischen Ordnung führen könnte.95

Die DGAP, im Gegensatz zu ÚMPE, kann als ein klassischer nichtstaatlicher Ak-
teur auf dem Gebiet der politischen Beratung bezeichnet werden. Es gelang ihr, ei-
gene Themen zu etablieren, viele Fachaufsätze und Analysen zu verfassen, die sowohl 
Politikern als auch der Öffentlichkeit zur Verfügung standen. Außerdem schuf sie 
Bedingungen für häufigere Begegnungen von Personen aus der Politik, Wissenschaft 
und Wirtschaft, wodurch sie zur Verbesserung des politischen Entscheidungsprozes-
ses wesentlich beitrug. Die Bedeutung sowie der Einfluss der DGAP werden meiner 
Ansicht nach am besten durch die Tatsache veranschaulicht, dass in der BRD viele 
ähnliche nichtstaatliche Organisationen nach ihrem Vorbild entstanden, die sich auf 
die Verbesserung der politischen Kultur konzentrierten.96

92 Arbeitsunterlage für die Sitzung der Studiengruppe für die deutschen Beziehungen zur Sowjetuni-
on und zu den übrigen Ländern des Ostens am 16. November 1970, in: DGAP, Studiengruppe II, 
Sitzungsunterlagen, 1970–1972. 

93 EISERMANN, Außenpolitik, S. 272.
94 Niederschrift über die Sitzung der Studiengruppe für die deutschen Beziehungen zur Sowjetuni-

on und zu den übrigen Ländern des Ostens am 17. Januar 1972, in: DGAP, Studiengruppe II, 
Sitzungsunterlagen, 1970–1972; G. NIEDHART, Revisionistische Elemente und die Initiierung 
friedlichen Wandels in der Neuen Ostpoltik 1967–1974, in: Geschichte und Gesellschaft, Jg. 28, 
Heft 2, 2002, S. 250.

95 Ebenda, S. 35.
96 Die wahrscheinlich wichtigste Rolle in der Außenpolitik spielen außer der DGAP auch ver-

schiedene Bildungs- und Wissenschaftsinstitute, die politischen Parteien nah stehen und 
die sich auf die sog. politische Bildung konzentrieren, wie zum Beispiel die Konrad-Ade-
nauer-Stiftung, Friedrich-Ebert-Stiftung, Friedrich-Naumann-Stiftung; Hanns-Sei-
del-Stiftung o.ä.. Vgl. GELLNER, Ideenagenturen, S. 211–216.
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THE IMPORTANCE OF NON-STATE ACTORS IN THE CZECHOSLOVAK  
AND WEST GERMAN RELATIONS IN 1960S
ABSTRACT
The paper describes the modern history of international relations based on the liberalism-construc-
tivism approach. The main goal is to decrease the importance of the state in international relations 
and to point out the importance of a number of other actors that influence communication in in-
ternational relations (multinational companies, non-state actors, new social movements, media, 
etc.). Such expansion is also of importance for the Czechoslovak and West German relations in the 
1950s and 1960s. At that time, official diplomatic relations did not exist, therefore the communication 
transpired via these non-state actors. Scientific workplaces focusing on the area of international 
relations played a key role in this process, namely the Czechoslovak Ústav pro mezinárodní politiku 
a ekonomii and the West German Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik. However even these sci-
entific institutions were influenced by the ideological and institutional settings of each respective 
country. The Ústav pro mezinárodní politiku a ekonomii in many aspects simply repeated propaganda 
statements of the Communist government towards West Germany. Due to its own activities aimed 
at the Czechoslovak and West German relations in the 1960s and the effort to gain a more independ-
ent position, it was disbanded in early 1970s. A new workplace was created instead, which was once 
again fully subordinate to the Communist party. On the other hand, the Deutsche Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik represents a modern think-tank created in the Anglo-Saxon world. In many proposi-
tions, the analysis formed their own, independent stances that often contradicted the official views 
of the West German government.
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